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Ukraine gemäß Regel 37 seiner vorläufigen Geschäftsordnung einzuladen, ohne Stimm-
recht an der Erörterung des folgenden Punktes teilzunehmen: 

„Die Situation in Somalia 
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Gewässer vor der Küste Somalias, einschließlich der internationalen Seeschifffahrtsstraßen 
und der Hoheitsgewässer Somalias, zu patrouillieren oder zu sichern, 

 Kenntnis nehmend von den mehrfachen Ersuchen der Übergangs-Bundesregierung 
um internationale Hilfe zur Bekämpfung der Seeräuberei vor ihrer Küste, namentlich von 
den Schreiben des Ständigen Vertreters Somalias bei den Vereinten Nationen vom 2. und 
6. November 2009, in denen die Übergangs-Bundesregierung dem Sicherheitsrat für seine 
Unterstützung dankt, ihre Bereitschaft bekundet, eine Zusammenarbeit mit anderen Staaten 
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 mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den laufenden Anstrengungen des Büros der 
Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung und des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen, Maßnahmen zur Ausweitung der Kapazitäten des Straf-
vollzugssystems Somalias, einschließlich der Behörden der Regionen, für die Inhaftierung 
verurteilter Seeräuber im Einklang mit den anwendbaren internationalen Menschenrechts-
normen zu unterstützen, 

 unter Begrüßung der Verabschiedung des Verhaltenskodexes betreffend die Bekämp-
fung der Seeräuberei und bewaffneter Raubüberfälle gegen Schiffe im westlichen Indi-
schen Ozean und im Golf von Aden (Verhaltenskodex von Dschibuti)80 und der Einrich-
tung des Treuhandfonds der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation für den Dschibu-
ti-Kodex (eines auf Initiative Japans geschaffenen Multi-Geber-Treuhandfonds) sowie des 
internationalen Treuhandfonds zur Unterstützung der Initiativen der Kontaktgruppe für 
Seeräuberei vor der Küste Somalias und in Anerkennung der Anstrengungen der Unter-
zeichnerstaaten, den geeigneten ordnungspolitischen und rechtlichen Rahmen zu schaffen, 
um die Seeräuberei zu bekämpfen, ihre Kapazität zur Patrouille der Gewässer der Region 
auszuweiten, verdächtige Schiffe aufzubringen und mutmaßliche Seeräuber strafrechtlich 
zu verfolgen, 

 hervorhebend, dass Frieden und Stabilität innerhalb Somalias, die Stärkung der staat-
lichen Institutionen, wirtschaftliche und soziale Entwicklung sowie die Achtung der Men-
schenrechte und der Rechtsstaatlichkeit notwendig sind, um die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass der Seeräuberei und den bewaffneten Raubüberfällen auf See vor der Küste 
Somalias auf Dauer ein Ende gemacht wird, und ferner hervorhebend, dass die langfristige 
Sicherheit Somalias von dem wirksamen Aufbau der Nationalen Sicherheitskräfte und der 
Somalischen Polizei durch die Übergangs-Bundesregierung, im Rahmen des Abkommens 
von Dschibuti und im Einklang mit einer nationalen Sicherheitsstrategie, abhängt, 

 feststellend, dass die Vorfälle von Seeräuberei und die bewaffneten Raubüberfälle auf 
See vor der Küste Somalias die Situation in Somalia verschärfen, die nach wie vor eine 
Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit in der Region darstellt, 

 tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen, 

 1. erklärt erneut, dass er alle seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raub-
überfälle gegen Schiffe in den Gewässern vor der Küste Somalias verurteilt und missbil-
ligt; 

 2. bekundet abermals seine Besorgnis über die in dem Bericht der Überwachungs-
gruppe für Somalia vom 20. November 2008 enthaltenen Feststellungen, wonach die Zah-
lung immer höherer Lösegelder und die Nichtdurchsetzung des mit Resolution 733 (1992) 
vom 23. Januar 1992 verhängten Waffenembargos die Zunahme der Seeräuberei vor der 
Küste Somalias fördern81, und fordert alle Staaten auf, mit der Überwachungsgruppe un-
eingeschränkt zusammenzuarbeiten; 

 3. fordert die Staaten und Regionalorganisationen, die über die entsprechenden 
Kapazitäten verfügen, erneut auf, sich am Kampf gegen die Seeräuberei und bewaffnete 
Raubüberfälle auf See vor der Küste Somalias zu beteiligen, insbesondere indem sie im 
Einklang mit dieser Resolution und dem Völkerrecht Marinefahrzeuge, Waffen und Mili-
tärluftfahrzeuge einsetzen sowie Boote, Schiffe, Waffen und ähnliches Gerät, die bei der 
Begehung seeräuberischer Handlungen und bewaffneter Raubüberfälle auf See vor der 
Küste Somalias verwendet werden oder für deren Verwendung es einen hinreichend be-
gründeten Verdacht gibt, beschlagnahmen und beseitigen; 

_______________ 
80 Siehe International Maritime Organization, Dokument C 102/14, Anhang, Anlage 1. 
81 Siehe S/2008/769, Anlage, Abschn. VIII.C. 



Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats vom 1. August 2009 bis 31. Juli 2010 

45
 

 4. würdigt die Arbeit, die die Kontaktgruppe für Seeräuberei vor der Küste Soma-
lias leistet, um die Koordinierung der Maßnahmen zur Abschreckung von seeräuberischen 
Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen auf See vor der Küste Somalias in Zusam-
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Ziffern 11 b) und 12 der Resolution 1772 (2007) vom 20 August 2007 vorgegebenen Ver-
fahren von diesen Maßnahmen ausgenommen wurden; 

 10. ersucht die zusammenarbeitenden Staaten, geeignete Maßnahmen zu treffen, um 
sicherzustellen, dass die Tätigkeiten, die sie gemäß den Ermächtigungen in Ziffer 7 durch-
führen, in der Praxis nicht dazu führen, dass sie Schiffen von Drittstaaten das Recht der 
friedlichen Durchfahrt verwehren oder dieses beeinträchtigen; 

 11. fordert die Mitgliedstaaten auf, Somalia auf Ersuchen der Übergangs-Bundesre-
gierung und mit Notifizierung an den Generalsekretär dabei behilflich zu sein, die Kapazi-
täten in Somalia, einschließlich der Behörden der Regionen, zu stärken, um diejenigen, die 
somalisches Hoheitsgebiet dafür nutzen, kriminelle seeräuberische Handlungen und be-
waffnete Raubüberfälle auf See zu planen, zu erleichtern oder zu begehen, vor Gericht zu 
stellen, und betont, dass alle gemäß dieser Ziffer ergriffenen Maßnahmen mit den anwend-
baren internationalen Menschenrechtsnormen im Einklang stehen müssen; 

 12. fordert alle Staaten und insbesondere die Flaggen-, Hafen- und Küstenstaaten, 
die Staaten der Staatsangehörigkeit der Opfer und der Urheber von Seeräuberei und be-
waffneten Raubüberfällen sowie die sonstigen Staaten, die nach dem Völkerrecht oder in-
nerstaatlichem Recht Zuständigkeit besitzen, auf, bei der Bestimmung der Zuständigkeit 
sowie bei den Ermittlungen gegen Personen, die für seeräuberische Handlungen und be-
waffnete Raubüberfälle vor der Küste Somalias verantwortlich sind, und bei ihrer straf-
rechtlichen Verfolgung im Einklang mit dem anwendbaren Völkerrecht, einschließlich der 
internationalen Menschenrechtsnormen, zusammenzuarbeiten, sicherzustellen, dass alle 
den Justizbehörden übergebenen Seeräuber einem Gerichtsverfahren unterworfen werden, 
und Hilfe zu gewähren, indem sie unter anderem Hilfe bei der Verfahrensweise und Logis-
tik in Bezug auf die ihrer Hoheitsgewalt und Kontrolle unterstehenden Personen leisten, 
wie Opfer, Zeugen und Personen, die infolge von nach dieser Resolution durchgeführten 
Maßnahmen festgenommen wurden; 

 13. würdigt in diesem Zusammenhang den Beschluss der Kontaktgruppe für See-
räuberei vor der Küste Somalias, einen internationalen Treuhandfonds zur Unterstützung 
ihrer Initiativen einzurichten, und ermutigt die Geber, Beiträge zu dem Fonds zu leisten; 

 14. fordert die Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Natio-
nen und des Übereinkommens zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die 
Sicherheit der Seeschifffahrt nachdrücklich auf, ihre einschlägigen Verpflichtungen aus 
diesen Übereinkommen und nach dem Völkergewohnheitsrecht uneingeschränkt zu erfül-
len und mit dem Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, 
der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation sowie anderen Staaten und anderen inter-
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bar im Anschluss an die Begehung oder den Versuch einer seeräuberischen Handlung oder 
eines bewaffneten Raubüberfalls auf See oder nach ihrer Freilassung für forensische Un-




